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347. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
17. Juli 1989 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens über die Anerkennung
und Vollstreckung ausländischer Schiedssprü-

che

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Übereinkommen über die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer Schiedssprüche (BGBl.
Nr. 200/1961, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 154/1989) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung
der Ratifikations- bzw.

Beitrittsurkunde:

Algerien 7. Februar 1989
Argentinien 14. März 1989
Kenia 10. Februar 1989

Einer berichtigenden Mitteilung des Generalse-
kretärs der Vereinten Nationen zufolge hat
Antigua und Barbuda nicht am 25. Oktober 1988
eine Kontinuitätserklärung, sondern am 2. Februar
1989 eine Beitrittserklärung zu diesem Überein-
kommen hinterlegt.

Algerien und Antigua und Barbuda haben anläß-
lich der Hinterlegung ihrer Beitrittsurkunden
gemäß Art. I Abs. 3 des Übereinkommens gleich-
lautende Erklärungen abgegeben, wonach sie das
Übereinkommen auf Grundlage der Gegenseitig-
keit nur auf die Anerkennung und Vollstreckung
solcher Schiedssprüche, die auf dem Hoheitsgebiet
eines anderen Vertragsstaates ergangen sind, sowie
nur auf Streitigkeiten aus solchen Rechtsverhältnis-

sen, sei es vertraglicher oder nichtvertraglicher Art,
anwenden werden, die nach dem jeweiligen inner-
staatlichen Recht als Handelssachen angesehen
werden.

Argentinien hat anläßlich der Hinterlegung sei-
ner Ratifikationsurkunde folgende Erklärung abge-
geben:

„Argentinien wird das Übereinkommen auf
Grundlage der Gegenseitigkeit nur auf die Aner-
kennung und Vollstreckung solcher Schiedssprüche
anwenden, die auf dem Hoheitsgebiet eines ande-
ren Vertragsstaates ergangen sind. Es wird auch
das Übereinkommen nur auf Streitigkeiten aus sol-
chen Rechtsverhältnissen, sei es vertraglicher oder
nichtvertraglicher Art, anwenden, die nach seinem
innerstaatlichen Recht als Handelssachen angese-
hen werden.

Das Übereinkommen wird in Übereinstimmung
mit den Grundsätzen und Bestimmungen der in
Kraft stehenden staatlichen Verfassung oder mit
jenen, die sich aus einer geänderten Rechtslage auf
Grund der Verfassung ergeben, interpretiert wer-
den."

Kenia hat anläßlich der Hinterlegung seiner Bei-
trittsurkunde folgende Erklärung abgegeben:

„Gemäß Art. I Abs. 3 wird Kenia das Überein-
kommen nur auf die Anerkennung und Vollstrek-
kung solcher Schiedssprüche anwenden, die auf
dem Hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaates
ergangen sind."

Vranitzky
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348. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
17. Juli 1989 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens zur Bekämpfung der
widerrechtlichen Inbesitznahme von Luftfahr-

zeugen

Nach Mitteilungen der Regierungen der Verei-
nigten Staaten, des Vereinigten Königreiches und
der Sowjetunion haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Übereinkommen zur Bekämpfung der widerrechtli-
chen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen (BGBl.
Nr. 249/1974, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 450/1987) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung
der Ratifikations- bzw.

Beitrittsurkunde:

Bhutan 28. Dezember 1988
Burkina Faso 19. Oktober 1987

Staaten:
Datum der Hinterlegung
der Ratifikations- bzw.

Beitrittsurkunde:

Demokratischer Jemen 20. April 1988
Kamerun 14. April 1989
Laos 6. April 1989
Malediven 1. September 1987
Rwanda 3. November 1987
Simbabwe 6. Februar 1989
Vanuatu 22. Februar 1989

Der Demokratische Jemen hat erklärt, sich nicht
an die Bestimmungen des Art. 12 Abs. 1 gebunden
zu erachten und daß eine Befassung des Internatio-
nalen Gerichtshofs in jedem einzelnen Fall das Ein-
verständnis jeder am Konflikt beteiligten Partei
erfordert.

Vranitzky

349.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 1/89

BESCHLUSS DES RATES Nr. 1/1989

(in der 6. Sitzung am 13. April 1989 gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ARTIKELS 8 UND DER
BEILAGE 6 DES ANHANGS B DES ÜBER-

EINKOMMENS

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Übereinkom-
mens,

BESCHLOSSEN:

1. Artikel 8 des Anhangs B des Übereinkommens
wird wie folgt geändert:

a) Die in Absatz 1 lit. c genannte Ziffer „4 400"
wird durch die Ziffer „4 800" ersetzt.

b) Die in Absatz 2 lit. a genannte Ziffer „310"
wird durch die Ziffer „340" ersetzt.

c) Die in Absatz 2 lit. b genannte Ziffer „880"
wird durch die Ziffer „960" ersetzt.

2. Die in der Beilage 6 zum Anhang B des Über-
einkommens in den dort angeführten Währungen
ausgedrückten Gegenwerte einer Rechnungseinheit
werden wie folgt geändert:
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3. Die in diesem Beschluß vorgesehenen Ände-
rungen treten am 1. Mai 1989 in Kraft.

4. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinterle-
gen.

Vranitzky

350.

(Übersetzung)

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND JAPAN ÜBER DEN LUFT-

VERKEHR
Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung von Japan,

Vom Wunsche geleitet, ein Abkommen zum
Zwecke der Errichtung und des Betriebes von Flug-
linien zwischen ihren Hoheitsgebieten und darüber
hinaus abzuschließen,

Als Vertragsparteien des am 7. Dezember 1944 in
Chicago zur Unterzeichnung aufgelegten Abkom-
mens über die Internationale Zivilluftfahrt,

Haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

1. Für die Anwendung des vorliegenden Abkom-
mens, sofern der Zusammenhang nicht etwas ande-
res erfordert:

a) bedeutet der Ausdruck „Luftfahrtbehörden"
im Falle der Republik Österreich den Bundes-
minister für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr oder jede andere Behörde, die zur
Wahrnehmung der gegenwärtig von dem
genannten Minister ausgeübten Funktionen
gesetzlich befugt ist, und im Falle Japans den
Minister für Verkehr (Minister of Transport)
und jede Person oder Körperschaft, die zur
Wahrnehmung von gegenwärtig von dem
genannten Minister ausgeübten Funktionen
betreffend die Zivilluftfahrt oder ähnlichen
Funktionen ermächtigt ist;

b) bedeutet der Ausdruck „namhaft gemachtes
Fluglinienunternehmen" ein Fluglinienunter-
nehmen, das eine Vertragschließende Partei
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der anderen Vertragschließenden Partei
durch schriftliche Notifikation für den
Betrieb von Fluglinien auf den in dieser Noti-
fikation festgelegten Flugstrecken gemäß den
Bestimmungen des Artikels 3 des vorliegen-
den Abkommens namhaft gemacht hat und
dem die entsprechende Betriebsbewilligung
durch diese andere Vertragschließende Partei
erteilt worden ist;

c) bedeutet der Ausdruck „Fluglinie" jede plan-
mäßige Luftverkehrsverbindung, die mit Luft-
fahrzeugen zur öffentlichen Beförderung von
Fluggästen, Fracht oder Post betrieben wird;

d) bedeutet der Ausdruck „internationale Flugli-
nie" eine Fluglinie, die durch den Luftraum
von mehr als einem Staat führt;

e) bedeutet der Ausdruck „Fluglinienunterneh-
men" jedes Luftverkehrsunternehmen, das
eine internationale Fluglinie anbietet oder
betreibt;

f) bedeutet der Ausdruck „nichtgewerbliche
Landung" eine Landung zu jedem anderen
Zweck als zum Aufnehmen oder Absetzen
von Fluggästen, Fracht oder Post;

g) bedeutet der Ausdruck „Flugstreckenplan"
den Flugstreckenplan zum vorliegenden
Abkommen oder den Flugstreckenplan in sei-
ner gemäß den Bestimmungen des Artikels 16
des vorliegenden Abkommens geänderten
Fassung;

h) bedeutet der Ausdruck „festgelegte Flug-
strecke" jede der im Flugstreckenplan festge-
legten Flugstrecken;

i) bedeutet der Ausdruck „vereinbarte Flugli-
nie" jede auf den festgelegten Flugstrecken
betriebene Fluglinie.

2. Der Flugstreckenplan bildet einen integrieren-
den Bestandteil des vorliegenden Abkommens und
alle Hinweise auf das „Abkommen" schließen den
Flugstreckenplan ein, sofern nicht etwas anderes
vorgesehen ist.

Artikel 2

Jede Vertragschließende Partei gewährt der
anderen Vertragschließenden Partei die in dem
vorliegenden Abkommen festgelegten Rechte, ins-
besondere um ihre namhaft gemachten Fluglinien-
Unternehmen in die Lage zu versetzen, die verein-
barten Fluglinien zu errichten und zu betreiben.

Artikel 3

1. Nach Maßgabe der Bestimmungen des Arti-
kels 11 des vorliegenden Abkommens können die
vereinbarten Fluglinien auf jeder festgelegten Flug-
strecke nach Wahl der Vertragschließenden Partei,
welcher die Rechte gemäß Artikel 2 des vorliegen-
den Abkommens gewährt werden, sofort oder zu
einem späteren Zeitpunkt aufgenommen werden,
nicht jedoch bevor:
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a) die Vertragschließende Partei, welcher die
Rechte gewährt worden sind, für diese Flug-
strecke ein oder mehrere Fluglinienunterneh-
men namhaft gemacht hat, und

b) die Vertragschließende Partei, welche die
Rechte gewährt, die entsprechende Betriebs-
bewilligung gemäß ihren Gesetzen und Vor-
schriften dem oder den betreffenden Flugli-
nienunternehmen erteilt hat; sie ist verpflich-
tet, diese nach Maßgabe der Bestimmungen
des Absatzes 2 dieses Artikels und des Absat-
zes 1 des Artikels 7 unverzüglich zu erteilen.

2. Von jedem seitens einer der Vertragschließen-
den Partei namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men kann verlangt werden, den Luftfahrtbehörden
der anderen Vertragschließenden Partei den Nach-
weis zu erbringen, daß es in der Lage ist, die Bedin-
gungen der Gesetze und Vorschriften zu erfüllen,
die von diesen Behörden auf den Betrieb internatio-
naler Fluglinien üblicher- und billigerweise ange-
wendet werden.

Artikel 4

1. Die Fluglinienunternehmen jeder Vertrag-
schließenden Partei genießen hinsichtlich ihrer
internationalen Fluglinien die folgenden Rechte:

a) das Recht, das Hoheitsgebiet der anderen
Vertragschließenden Partei ohne Landung zu
überfliegen, und

b) das Recht, im Hoheitsgebiet der anderen Ver-
tragschließenden Partei Landungen zu nicht-
gewerblichen Zwecken durchzuführen.

2. Vorbehaltlich der Bestimmungen des vorlie-
genden Abkommens genießen die namhaft gemach-
ten Fluglinienunternehmen jeder Vertragschließen-
den Partei beim Betrieb einer vereinbarten Fluglinie
auf einer festgelegten Flugstrecke das Recht, im
Hoheitsgebiet der anderen Vertragschließenden
Partei an den im Flugstreckenplan für diese Flug-
strecke festgelegten Punkten Landungen zu dem
Zwecke durchzuführen, im internationalen Ver-
kehr Fluggäste, Fracht und Post getrennt oder
gemeinsam abzusetzen und aufzunehmen.

3. Keine Bestimmung in Absatz 2 dieses Artikels
ist dahingehend auszulegen, daß den Fluglinienun-
ternehmen einer Vertragschließenden Partei das
Recht eingeräumt wird, im Hoheitsgebiet der ande-
ren Vertragschließenden Partei Fluggäste, Fracht
oder Post, die für einen anderen Punkt im Hoheits-
gebiet dieser anderen Vertragschließenden Partei
bestimmt sind, zur entgeltlichen Beförderung auf-
zunehmen.

Artikel 5

Die Entgelte, die jede der Vertragschließenden
Parteien den namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen der anderen Vertragschließenden Partei
für die Benutzung von Flughäfen und von anderen
unter ihrer Kontrolle stehenden Einrichtungen auf-
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erlegen kann oder deren Auferlegung sie zulassen
kann, haben gerecht und angemessen zu sein und
dürfen nicht höher sein als jene, die vom Flugli-
nienunternehmen des meistbegünstigten Staates
oder von irgendeinem inländischen Fluglinienun-
ternehmen der ersten Vertragschließenden Partei,
das im internationalen Fluglinienverkehr tätig ist,
für die Benutzung solcher Flughäfen und Einrich-
tungen bezahlt würden.

Artikel 6

1. Treib- und Schmierstoffe, Ersatzteile, die übli-
che Ausrüstung und Bordvorräte, die an Bord eines
Luftfahrzeuges verbleiben, das auf den von den
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen jeder
Vertragschließenden Partei betriebenen vereinbar-
ten Fluglinien eingesetzt wird, sind im Hoheitsge-
biet der anderen Vertragschließenden Partei von
Zöllen, Verbrauchssteuern, Inspektionsgebühren
und anderen ähnlichen Abgaben, Steuern oder
Gebühren befreit, selbst wenn sie während des
Fluges über diesem Hoheitsgebiet verbraucht oder
verwendet werden.

2. Treib- und Schmierstoffe, Ersatzteile, die übli-
che Ausrüstung und Bordvorräte, die von dem
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen einer
Vertragschließenden Partei im Hoheitsgebiet der
anderen Vertragschließenden Partei an Bord ge-
nommen und auf den vereinbarten Fluglinien ver-
wendet werden, sind, vorbehaltlich der Vorschrif-
ten der letzteren Vertragschließenden Partei, von
Zöllen, Verbrauchssteuern, Inspektionsgebühren
und anderen ähnlichen Abgaben, Steuern oder
Gebühren befreit.

3. Treib- und Schmierstoffe, Ersatzteile, die übli-
che Ausrüstung und Bordvorräte, die für Rechnung
der namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
einer Vertragschließenden Partei eingeführt und
unter Zollaufsicht im Hoheitsgebiet der anderen
Vertragschließenden Partei zum Zwecke der Ver-
sorgung der Luftfahrzeuge dieser namhaft gemach-
ten Fluglinienunternehmen gelagert werden, sind,
vorbehaltlich der Vorschriften der letzteren Ver-
tragschließenden Partei, von Zöllen, Verbrauchs-
steuern, Inspektionsgebühren und anderen ähnli-
chen Abgaben, Steuern oder Gebühren befreit.

Artikel 7

1. Jede Vertragschließende Partei behält sich das
Recht vor, die in den Absätzen 1 und 2 des Arti-
kels 4 des vorliegenden Abkommens festgelegten
Rechte hinsichtlich eines von der anderen Vertrag-
schließenden Partei namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmens vorzuenthalten oder zu widerrufen
oder die von ihr für die Ausübung dieser Rechte
durch das Fluglinienunternehmen als notwendig
erachteten Bedingungen in allen jenen Fällen auf-
zuerlegen, in denen sie nicht überzeugt ist, daß ein
substantieller Teil des Eigentums und die effektive
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Kontrolle dieses Fluglinienunternehmens bei der
Vertragschließenden Partei, welche das Fluglinien-
unternehmen namhaft gemacht hat, oder bei deren
Staatsangehörigen liegen.

2. Jede Vertragschließende Partei behält sich das
Recht vor, die Ausübung der in Absatz 1 dieses
Artikels genannten Rechte durch ein namhaft
gemachtes Fluglinienunternehmen der anderen
Vertragschließenden Partei auszusetzen oder die
von ihr für die Ausübung dieser Rechte durch das
Fluglinienunternehmen als notwendig erachteten
Bedingungen in allen jenen Fällen aufzuerlegen, in
denen dieses Fluglinienunternehmen es unterläßt,
die Gesetze und Vorschriften der Vertragschließen-
den Partei, welche diese Rechte gewährt, zu befol-
gen oder es in anderer Weise unterläßt, den Betrieb
gemäß den im vorliegenden Abkommen vorge-
schriebenen Bedingungen durchzuführen; voraus-
gesetzt, daß dieses Recht nur nach Beratungen mit
der anderen Vertragschließenden Partei ausgeübt
wird, es sei denn, daß sofortige Aussetzung oder
Auferlegung von Bedingungen zur Verhinderung
von weiteren Verstößen gegen diese Gesetze und
Vorschriften oder aus Gründen der Sicherheit der
Luftfahrt unbedingt erforderlich ist. Diese Beratun-
gen haben so bald wie möglich zu beginnen.

Artikel 8

Den nahmhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men der beiden Vertragschließenden Parteien ist in
fairer und gleicher Weise Gelegenheit zum Betrieb
der vereinbarten Fluglinien auf den festgelegten
Flugstrecken zwischen ihren jeweiligen Hoheitsge-
bieten zu geben.

Artikel 9

Beim Betrieb der vereinbarten Fluglinien durch
die namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
jeder Vertragschließenden Partei sind die Interes-
sen der namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
der anderen Vertragschließenden Partei zu berück-
sichtigen, um die Fluglinien, die letztere auf densel-
ben Flugstrecken oder Teilen hievon betreibt, nicht
ungebührlich zu beeinträchtigen.

Artikel 10

1. Die von den namhaft gemachten Fluglinienun-
ternehmen der Vertragschließenden Parteien
bereitgestellten Fluglinien haben in engem Verhält-
nis zur entsprechenden Verkehrsnachfrage der
Öffentlichkeit zu stehen.

2. Hauptaufgabe der von einem namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen bereitgestellten
Fluglinien ist es, eine Kapazität zur Verfügung zu
stellen, die bei einem angemessenen Auslastungs-
faktor der gegenwärtigen und der billigerweise zu
erwartenden Nachfrage nach Beförderungen von
Fluggästen, Fracht und Post von oder nach dem
Hoheitsgebiet der Vertragschließenden Partei ent-
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spricht, welche das Fluglinienunternehmen namhaft
gemacht hat. Vorsorge für die Beförderung von
Fluggästen, Fracht und Post, die an Punkten auf
den festgelegten Flugstrecken im Hoheitsgebiet
eines anderen als des das Fluglinienunternehmen
namhaft machenden Staates aufgenommen oder
abgesetzt werden, ist unter Beachtung der allgemei-
nen Grundsätze zu treffen, daß sich die Kapazität
zu richten hat nach:

a) der Verkehrsnachfrage nach und von dem
Hoheitsgebiet der Vertragschließenden Par-
tei, welche das Fluglinienunternehmen nam-
haft gemacht hat;

b) den Erfordernissen des Durchgangsverkehrs;
und

c) der Verkehrsnachfrage in dem vom Flugli-
nienunternehmen durchflogenen Gebiet unter
Berücksichtigung der örtlichen und regiona-
len Fluglinien.

3. Die von den nahmhaft gemachten Fluglinien-
unternehmen der Vertragschließenden Parteien
bereitzustellende Kapazität hinsichtlich der verein-
barten Fluglinien wird zwischen den Luftfahrtbe-
hörden der beiden Vertragschließenden Parteien
durch Beratungen gemäß den in Artikel 8 und 9
sowie in den Absätzen 1 und 2 dieses Artikels fest-
gelegten Grundsätzen vereinbart.

Artikel 11

1. Die Tarife auf jeder vereinbarten Fluglinie
sind in angemessener Höhe zu erstellen, wobei alle
maßgeblichen Faktoren, einschließlich der Betriebs-
kosten, eines angemessenen Gewinnes, der Charak-
teristika der Beförderung (wie Geschwindigkeit
und Bequemlichkeit) und der Tarife anderer Flugli-
nienunternehmen für jeden Teil der festgelegten
Flugstrecke, gebührend zu berücksichtigen sind.

2. Diese Tarife werden gemäß den nachstehen-
den Bestimmungen festgelegt, wobei die Luftfahrt-
behörden jeder Vertragschließenden Partei gemäß
ihren jeweiligen Verfahren dafür sorgen, daß die
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen die so
festgelegten Tarife einhalten.

a) Vereinbarungen über Tarife werden, wenn
immer möglich, von den beteiligten namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen durch das
Tariffestsetzungsverfahren des Internationa-
len Luftverkehrsverbandes (IATA) getroffen.
Ist dies nicht möglich, sind die Tarife bezüg-
lich jeder der festgelegten Flugstrecken und
deren Sektoren zwischen den beteiligten nam-
haft gemachten Fluglinienunternehmen zu
vereinbaren. In allen Fällen sind die Tarife
den Luftfahrtbehörden der beiden Vertrag-
schließenden Parteien zur Genehmigung
gemäß den jeweils anwendbaren Verfahren
zu unterbreiten.

b) Können sich die betreffenden namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen über die
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Tarife nicht einigen oder genehmigen die
Luftfahrtbehörden einer Vertragschließenden
Partei die ihnen gemäß den Bestimmungen
des Absatzes 2 a dieses Artikels unterbreiteten
Tarife nicht, so werden sich die Luftfahrtbe-
hörden der Vertragschließenden Parteien
bemühen, eine Einigung über die entspre-
chenden Tarife zu erzielen.

c) Kann eine Einigung zwischen den Luftfahrt-
behörden gemäß den Bestimmungen des
Absatzes 2 b dieses Artikels nicht erzielt wer-
den, so wird die Meinungsverschiedenheit
gemäß den Bestimmungen des Artikels 15 des.
vorliegenden Abkommens beigelegt.

d) Kein neuer Tarif tritt in Kraft, wenn die Luft-
fahrtbehörden einer Vertragschließenden
Partei mit ihm nicht einverstanden sind, aus-
genommen unter den Bedingungen des Arti-
kels 15 Absatz 3 des vorliegenden Abkom-
mens. Bis zur Festsetzung der Tarife gemäß
den Bestimmungen dieses Artikels bleiben die
bereits in Kraft stehenden Tarife maßgebend.

Artikel 12

Die Luftfahrtbehörden jeder Vertragschließen-
den Partei werden den Luftfahrtbehörden der
anderen Vertragschließenden Partei auf deren
Ersuchen solche Informationen und Statistiken
über das auf den vereinbarten Fluglinien durch die
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen der
ersten Vertragschließenden Partei nach oder von
dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragschließen-
den Partei beförderte Verkehrsaufkommen über-
mitteln, wie sie üblicherweise erstellt und von den
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen ihren
nationalen Luftfahrtbehörden zur Veröffentlichung
vorgelegt werden. Alle zusätzlichen statistischen
Verkehrsdaten, um welche die Luftfahrtbehörden
einer Vertragschließenden Partei die Luftfahrtbe-
hörden der anderen Vertragschließenden Partei
ersuchen können, sind auf Verlangen Gegenstand
von Erörterungen zwischen den Luftfahrtbehörden
der beiden Vertragschließenden Parteien.

Artikel 13

1. Im Einklang mit ihren völkerrechtlichen Rech-
ten und Pflichten bekräftigen die Vertragschließen-
den Parteien, daß ihre gegenseitige Verpflichtung,
die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrechtli-
chen Eingriffen zu schützen, einen integralen
Bestandteil dieses Abkommens bildet. Unbeschadet
ihrer völkerrechtlichen Rechte und Pflichten han-
deln die Vertragschließenden Parteien insbeson-
dere in Übereinstimmung mit den Bestimmungen
des am 14. September 1963 in Tokio unterzeichne-
ten Abkommens über strafbare und bestimmte
andere an Bord von Luftfahrzeugen begangene
Handlungen, des am 16. Dezember 1970 in Den
Haag unterzeichneten Übereinkommens zur
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Bekämpfung der widerrechtlichen Inbesitznahme
von Luftfahrzeugen und des am 23. September
1971 in Montreal unterzeichneten Übereinkom-
mens zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlun-
gen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt.

2. Die Vertragschließenden Parteien gewähren
einander auf Ersuchen gemäß ihren jeweiligen
Gesetzen und Vorschriften jede notwendige Hilfe,
um Handlungen der widerrechtlichen Inbesitz-
nahme von Zivilluftfahrzeugen und sonstige wider-
rechtliche Handlungen gegen die Sicherheit solcher
Luftfahrzeuge, von deren Fluggästen und Besat-
zungsmitgliedern, von Flughäfen und Luftfahrtein-
richtungen sowie jede sonstige Bedrohung der
Sicherheit der Zivilluftfahrt zu verhindern.

3. Die Vertragschließenden Parteien sollen in
ihren gegenseitigen Beziehungen in Übereinstim-
mung mit den von der Internationalen Zivilluft-
fahrtorganisation festgelegten und als Anhänge
zum Abkommen über die Internationale Zivilluft-
fahrt bezeichneten Sicherheitsbestimmungen für
die Luftfahrt handeln, sofern solche Sicherheitsbe-
stimmungen auf die Vertragschließenden Parteien
anwendbar sind; sie sollen dafür Sorge tragen, daß
ihre Fluglinienunternehmen und die Betreiber von
Flughäfen in ihrem Hoheitsgebiet in Übereinstim-
mung mit diesen Sicherheitsbestimmungen für die
Luftfahrt handeln.

4. Beide Vertragschließenden Parteien kommen
überein, daß solche Fluglinienunternehmen ange-
halten werden können, die von der anderen Ver-
tragschließenden Partei geforderten, in Absatz 3
dieses Artikels genannten Sicherheitsbestimmungen
für die Luftfahrt für die Einreise in das, die Aus-
reise aus dem und das Verweilen in dem Hoheits-
gebiet dieser anderen Vertragschließenden Partei
zu befolgen. Beide Vertragschließenden Parteien
sollen in ihrem Hoheitsgebiet geeignete Maßnah-
men ergreifen, um die Luftfahrzeuge zu schützen
und die Fluggäste, die Besatzungsmitglieder, die
von ihnen mitgeführten Gegenstände, das Gepäck,
die Fracht und die Bordvorräte sowohl vor dem
Einsteigen und Beladen als auch währenddessen
einer Kontrolle zu unterziehen. Jede Vertragschlie-
ßende Partei hat weiters jedwede Aufforderung der
anderen Vertragschließenden Partei zur Ergreifung
angemessener Sondermaßnahmen zum Schutz vor
einer ganz bestimmten Bedrohung wohlwollend zu
berücksichtigen.

5. Kommt es zu einem Vorfall widerrechtlicher
Inbesitznahme von Zivilluftfahrzeugen oder sonsti-
ger widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicher-
heit solcher Luftfahrzeuge, ihrer Fluggäste und
Besatzungsmitglieder, von Flughäfen oder Luft-
fahrteinrichtungen oder droht ein derartiger Zwi-
schenfall, so gewähren die Vertragschließenden
Parteien einander Hilfe durch erleichterten Infor-
mationsfluß und sonstige geeignete Maßnahmen
zur schnellen und sicheren Beendigung eines derar-
tigen Zwischenfalles oder der Gefahr eines solchen.
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Artikel 14

Die beiden Vertragschließenden Parteien haben
die Absicht, daß regelmäßige und häufige Beratun-
gen zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertrag-
schließenden Parteien stattfinden, um eine enge
Zusammenarbeit in allen die Erfüllung des vorlie-
genden Abkommens berührenden Fragen sicherzu-
stellen.

Artikel 15

1. Bei einer Meinungsverschiedenheit zwischen
den Vertragschließenden Parteien über die Ausle-
gung oder Anwendung des vorliegenden Abkom-
mens werden sich die Vertragschließenden Parteien
zunächst bemühen, diese auf dem Verhandlungs-
wege beizulegen.

2. Kommen die Vertragschließenden Parteien
auf dem Verhandlungswege zu keiner Einigung, so
kann die Meinungsverschiedenheit auf Ersuchen
jeder Vertragschließenden Partei einem Gericht
von drei Schiedsrichtern zur Entscheidung vorge-
legt werden, wobei jeweils einer von jeder Vertrag-
schließenden Partei namhaft gemacht und der
dritte Schiedsrichter von den beiden so gewählten
Schiedsrichtern bestimmt wird, vorausgesetzt, daß
dieser dritte Schiedsrichter nicht Staatsangehöriger
einer der beiden Vertragschließenden Parteien ist.
Jede der Vertragschließenden Parteien hat inner-
halb eines Zeitraumes von sechzig (60) Tagen ab
dem Zeitpunkt, zu dem sie von der anderen Ver-
tragschließenden Partei eine diplomatische Note
mit dem Ersuchen um schiedsgerichtliche Behand-
lung der Meinungsverschiedenheit erhalten hat,
einen Schiedsrichter namhaft zu machen; der dritte
Schiedsrichter ist innerhalb eines Zeitraumes von
weiteren sechzig (60) Tagen zu bestimmen. Wenn
eine der Vertragschließenden Parteien es verab-
säumt, innerhalb des Zeitraumes von sechzig (60)
Tagen ihren eigenen Schiedsrichter namhaft zu
machen, oder wenn der dritte Schiedsrichter nicht
innerhalb des angegebenen Zeitraumes bestimmt
wird, kann der Präsident des Rates der Internatio-
nalen Zivilluftfahrtorganisation von jeder Vertrag-
schließenden Partei ersucht werden, einen oder
mehrere Schiedsrichter zu ernennen.

3. Die Vertragschließenden Parteien verpflichten
sich, jede gemäß Absatz 2 dieses Artikels getroffene
Entscheidung zu befolgen.

Artikel 16

1. Jede Vertragschließende Partei kann jederzeit
zum Zwecke der Änderung . des vorliegenden
Abkommens um Beratungen mit der anderen Ver-
tragschließenden Partei ersuchen. Diese Beratun-
gen haben innerhalb eines Zeitraumes von sechzig
(60) Tagen vom Zeitpunkt des Erhalts eines sol-
chen Ersuchens zu beginnen.
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2. Bezieht sich die Änderung auf Bestimmungen
des Abkommens mit Ausnahme des Flugstrecken-
planes, so ist die Änderung von jeder Vertragschlie-
ßenden Partei im Einklang mit ihren verfassungs-
mäßigen Verfahren zu genehmigen und tritt zum
Zeitpunkt des diplomatischen Notenwechsels in
Kraft, der diese Genehmigung zum Ausdruck
bringt.

3. Bezieht sich die Änderung nur auf den Flug-
streckenplan, so sind die Beratungen zwischen den
Luftfahrtbehörden der beiden Vertragschließenden
Parteien abzuhalten. Einigen sich diese Behörden
auf einen neuen oder auf einen revidierten Anhang,
so treten die vereinbarten Änderungen über den
Gegenstand nach Bestätigung durch diplomati-
schen Notenwechsel in Kraft.

Artikel 17

Tritt ein allgemeines multilaterales Übereinkom-
men über Luftverkehr für beide Vertragschließende
Parteien in Kraft, so wird das vorliegende Abkom-
men so geändert, daß es mit den Bestimmungen
eines solchen Übereinkommens im Einklang steht.

Artikel 18

Jede Vertragschließende Partei kann der ande-
ren Vertragschließenden Partei jederzeit ihre
Absicht bekanntgeben, das vorliegende Abkommen
zu kündigen. Eine Abschrift der Benachrichtigung
ist gleichzeitig der Internationalen Zivilluftfahrtor-
ganisation zu übermitteln. Ist eine solche Benach-
richtigung erfolgt, tritt das vorliegende Abkommen
ein Jahr nach dem Zeitpunkt des Erhalts der Kün-
digung durch die andere Vertragschließende Partei
außer Kraft, sofern die betreffende Kündigung
nicht vor Ablauf dieses Zeitraumes einvernehmlich
zurückgezogen wird. Erfolgt keine Empfangsbestä-
tigung durch die andere Vertragschließende Partei,
so gilt die Kündigung als vierzehn (14) Tage nach
dem Zeitpunkt des Erhalts der Abschrift durch die
Internationale Zivilluftfahrtorganisation eingegan-
gen.

Artikel 19

Das vorliegende Abkommen und jede Änderung
davon sind bei der Internationalen Zivilluftfahrtor-
ganisation zu registrieren.

Artikel 20

Das vorliegende Abkommen wird von jeder Ver-
tragschließenden Partei gemäß ihren verfassungs-
rechtlichen Verfahren genehmigt und tritt zum
Zeitpunkt des diplomatischen Notenwechsels in
Kraft, der diese Genehmigung zum Ausdruck
bringt.

ZU URKUND DESSEN haben die von ihren
jeweiligen Regierungen gehörig befugten Unterfer-
tigten das vorliegende Abkommen unterzeichnet.
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GESCHEHEN in Wien, am 7. März 1989 in zwei
Urschriften in englischer Sprache.

Für die
Österreichische Bundesregierung:

Dr. Thomas Klestil

Für die
Regierung von Japan:

Atsuhiko Yatabe

FLUGSTRECKENPLAN

1. Flugstrecken, die von dem oder den namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen der Republik
Österreich in beiden Richtungen betrieben werden:

(a) Punkte in Österreich — ein Punkt in Europa
— ein Punkt in Alaska — Tokio

(b) Punkte in Österreich — vier Punkte in Grie-
chenland, in der Republik Türkei, im Nahen
Osten und in Asien (ausgenommen Punkte in
der Volksrepublik China) — Tokio

(c) Punkte in Österreich — Moskau — Tokio

2. Flugstrecken, die von dem oder den namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen von Japan in
beiden Richtungen betrieben werden:

(a) Punkte in Japan — ein Punkt in Alaska — ein
Punkt in Europa — Wien — ein Punkt dar-
über hinaus in Europa

(b) Punkte in Japan — vier Punkte in Griechen-
land, in der Republik Türkei, im Nahen
Osten und in Asien (ausgenommen Punkte in
der Volksrepublik China) — Wien — ein
Punkt darüber hinaus in Europa

(c) Punkte in Japan — Moskau — Wien — zwei
Punkte darüber hinaus in Europa

3. Die von dem oder den namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen jeder Vertragschließenden
Partei bereitgestellten vereinbarten Fluglinien müs-
sen an einem Punkt im Hoheitsgebiet dieser Ver-
tragschließenden Partei beginnen, andere Punkte
auf den festgelegten Flugstrecken können jedoch
nach Wahl des namhaft gemachten Fluglinienun-
ternehmens bei einzelnen oder bei allen Flügen aus-
gelassen werden.

DER JAPANISCHE BOTSCHAFTER

Wien, am 7. März 1989

Exzellenz!

Ich beehre mich, auf das heute unterzeichnete
Luftverkehrsabkommen zwischen Japan und der
Republik Österreich Bezug zu nehmen und im
Namen der Regierung von Japan das zwischen den
Vertretern der Regierungen beider Länder bei den
Verhandlungen über das gegenständliche Abkom-
men erzielte Einvernehmen über die folgenden
Maßnahmen zu bestätigen, die von ihren Regierun-
gen im Rahmen der in den jeweiligen Ländern gel-
tenden Gesetze und Vorschriften zu setzen sind:
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1. Die namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men jeder Vertragschließenden Partei dürfen
innerhalb des Hoheitsgebietes der anderen
Vertragschließenden Partei ihre Niederlas-
sungen errichten und unterhalten sowie die
für den Betrieb der vereinbarten Fluglinien
notwendigen Tätigkeiten ausführen.

2. Die namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men jeder Vertragschließenden Partei sind
berechtigt, ihr eigenes Führungs-, Betriebs-,
technisches und sonstiges Fachpersonal, das
zur Bereitstellung von Fluglinien erforderlich
ist, zu ihren Niederlassungen im Hoheitsge-
biet der anderen Vertragschließenden Partei
zu entsenden und dort zu beschäftigen.

3. Den namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men jeder Vertragschließenden Partei wird
gestattet, den von diesen Fluglinienunterneh-
men im Hoheitsgebiet der anderen Vertrag-
schließenden Partei im Zusammenhang mit
dem Betrieb der vereinbarten Fluglinien
erzielten Überschuß der Einnahmen über die
Ausgaben in konvertierbarer Währung zu
dem auf dem offiziellen Markt zum Zeitpunkt
der Überweisung vorherrschenden Wechsel-
kurs frei zu überweisen und für den Betrieb
solcher vereinbarter Fluglinien Depositenkon-
ten in ausländischer und in konvertierbarer
inländischer Währung einzurichten und zu
unterhalten.

4. Beide Vertragschließenden Parteien kommen
überein, nach besten Kräften dafür Sorge zu
tragen, daß den namhaft gemachten Flugli-
nienunternehmen der anderen Vertragschlie-
ßenden Partei, vorbehaltlich der von ihren
zuständigen Behörden vernünftigerweise auf-
erlegten Beschränkungen, die Wahl einge-
räumt wird, die Bodenabfertigung durch
eigene Dienste abzuwickeln, diese Dienstlei-
stungen ganz oder teilweise durch andere
Fluglinienunternehmen, durch Organisatio-
nen, die von anderen Fluglinienunternehmen
kontrolliert werden, oder durch Agenten vor-
zunehmen, sofern diese von den zuständigen
Behörden der ersten Vertragschließenden
Partei hiezu ermächtigt worden sind, oder
solche Tätigkeiten durch hiefür zuständige
Behörden durchführen zu lassen.

Ich beehre mich, Euer Exzellenz zu ersuchen, im
Namen Ihrer Regierung zu bestätigen, daß bei der
Österreichischen Bundesregierung das gleiche Ein-
verständnis besteht.

Ich benutze diese Gelegenheit, Euer Exzellenz
meiner ausgezeichneten Hochachtung zu versi-
chern.

Atsuhiko Yatabe

S. E. Herrn Dr. Thomas Klestil
Generalsekretär
für Auswärtige Angelegenheiten
W i e n
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DER GENERALSEKRETÄR
FÜR AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Wien, am 7. März 1989

Exzellenz!
Ich beehre mich, den Empfang der Note Euer

Exzellenz mit heutigem Datum zu bestätigen, die
folgenden Wortlaut hat:

„Ich beehre mich (es folgt der weitere Text
der Übersetzung der japanischen Note ins Deut-
sche) daß bei der Österreichischen Bundesre-
gierung das gleiche Einverständnis besteht."

Ich beehre mich, im Namen der Österreichischen
Bundesregierung das in der Note Eurer Exzellenz
zum Ausdruck gebrachte Einverständnis zu bestäti-
gen.

Ich benütze diese Gelegenheit, Euer Exzellenz
die Versicherung meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung zu erneuern.

Dr. Thomas Klestil

S. E. Herrn Atsuhiko Yatabe
Botschafter von Japan
Wien

Der diplomatische Notenwechsel gemäß Art. 20 erfolgte am 3. Juli 1989; das Abkommen ist gemäß
Art. 20 mit demselben Tag in Kraft getreten.

Vranitzky

351 .

Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik
Indonesien zur Abänderung des Luftverkehrsabkommens zwischen der Österreichischen Bundes-

regierung und der Regierung der Republik Indonesien über den Fluglinienverkehr

(Übersetzung)
DER ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFTER

Jakarta, 26. Juni 1989

Exzellenz!

Ich habe die Ehre vorzuschlagen, das Luftver-
kehrsabkommen zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Republik
Indonesien *), unterzeichnet in Wien am 19. März
1987, wie folgt abzuändern: Nach Artikel 8 wird
ein neuer Artikel 8 a folgenden Inhalts eingefügt:

„Artikel 8 a

Sicherheit der Zivilluftfahrt

1. Im Einklang mit ihren völkerrechtlichen Rech-
ten und Pflichten bekräftigen die Vertragschließen-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 546/1987
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den Parteien ihre gegenseitige Verpflichtung, die
Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrechtlichen
Eingriffen zu schützen. Ohne die Allgemeinheit
ihrer völkerrechtlichen Rechte und Pflichten zu
beschränken, handeln die Vertragschließenden Par-
teien insbesondere in Übereinstimmung mit den
Bestimmungen des am 14. September 1963 in
Tokio unterzeichneten Abkommens über strafbare
und bestimmte andere an Bord von Luftfahrzeugen
begangene Handlungen, des am 16. Dezember
1970 in Den Haag unterzeichneten Übereinkom-
mens zur Bekämpfung der widerrechtlichen Inbe-
sitznahme von Luftfahrzeugen, des am 23. Septem-
ber 1971 in Montreal unterzeichneten Überein-
kommens zur Bekämpfung widerrechtlicher Hand-
lungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt oder
jedes anderen Übereinkommens über die Sicherheit
der Luftfahrt, welchem sie noch beitreten.

2. Die Vertragschließenden Parteien gewähren
einander auf Ersuchen jede notwendige Hilfe, um
Handlungen der widerrechtlichen Inbesitznahme
von Zivilluftfahrzeugen und sonstige widerrechtli-
che Handlungen gegen die Sicherheit solcher Luft-
fahrzeuge, von deren Fluggästen und Besatzungs-
mitgliedern, von Flughäfen und Luftfahrteinrich-
tungen sowie jede sonstige Bedrohung der Sicher-
heit der Zivilluftfahrt zu verhindern.

3. Die Vertragschließenden Parteien handeln in
ihren gegenseitigen Beziehungen in Übereinstim-
mung mit den von der Internationalen Zivilluft-
fahrtorganisation festgelegten und als Anhänge
zum Abkommen über die Internationale Zivilluft-
fahrt bezeichneten Sicherheitsbestimmungen für
die Luftfahrt, sofern solche Sicherheitsbestimmun-
gen auf die Vertragschließenden Parteien anwend-
bar sind; sie tragen dafür Sorge, daß die Betreiber
von Luftfahrzeugen, die bei ihnen registriert sind
oder den Hauptgeschäftssitz oder ständigen Wohn-
sitz in ihrem Hoheitsgebiet haben, sowie die Betrei-
ber von Flughäfen in ihrem Hoheitsgebiet in Über-
einstimmung mit diesen Sicherheitsbestimmungen
für die Luftfahrt handeln.

4. Beide Vertragschließenden Parteien kommen
überein, daß solche Betreiber von Luftfahrzeugen
angehalten werden können, die von der anderen
Vertragschließenden Partei geforderten, in
Absatz 3 dieses Artikels genannten Sicherheitsbe-
stimmungen für die Luftfahrt für die Einreise in
das, die Ausreise aus dem und das Verweilen in
dem Hoheitsgebiet dieser anderen Vertragschlie-
ßenden Partei zu befolgen. Beide Vertragschließen-
den Parteien tragen dafür Sorge, daß in ihrem
Hoheitsgebiet geeignete Maßnahmen tatsächlich
angewendet werden, um das Luftfahrzeug zu
schützen und die Fluggäste, die Besatzungsmitglie-
der, die von ihnen mitgeführten Gegenstände, das
Gepäck, die Fracht und die Vorräte an Bord
sowohl vor dem Einsteigen und Beladen als auch
währenddessen einer Kontrolle zu unterziehen.
Jede der Vertragschließenden Parteien hat weiters
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jedwede Aufforderung der anderen Vertragschlie-
ßenden Partei zur Ergreifung angemessener Son-
dermaßnahmen zum Schutz vor einer ganz
bestimmten Bedrohung wohlwollend zu berück-
sichtigen.

5. Kommt es zu einem Zwischenfall widerrechtli-
cher Inbesitznahme von Zivilluftfahrzeugen oder
sonstiger widerrechtlicher Handlungen gegen die
Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, ihrer Fluggäste
und Besatzungsmitglieder, von Flughäfen oder
Luftfahrteinrichtungen oder droht ein derartiger
Zwischenfall, so gewähren die Vertragschließenden
Parteien einander Hilfe durch erleichterten Infor-
mationsfluß und sonstige geeignete Maßnahmen
zur schnellen und sicheren Beendigung eines derar-
tigen Zwischenfalls oder der Gefahr eines solchen.

6. Sollte eine Vertragschließende Partei von den
in diesem Artikel genannten Sicherheitsbestimmun-
gen für die Luftfahrt abweichen, so können die
Luftfahrtbehörden der anderen Vertragschließen-
den Partei um sofortige Beratungen mit den Luft-
fahrtbehörden dieser Partei ersuchen."

Wenn dieser Vorschlag die Zustimmung der Regie-
rung der Republik Indonesien findet, schlage ich
weiters vor, daß diese Note und Ihre Antwortnote
ein Abkommen zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Republik
Indonesien zur Abänderung des Luftverkehrsab-
kommens zwischen der Österreichischen Bundesre-
gierung und der Regierung der Republik Indone-
sien vom 19. März 1987 darstellen, das am Tag des
Empfangs der Antwortnote in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner vorzüglichen Hochachtung.

Dkfm. Dr. Herbert Kröll

S.E.
Jacob P i a y
Amtierender Generaldirektor
für Außenwirtschaftsbeziehungen

Ministerium für auswärtige Angelegenheiten
der Republik Indonesien
J a k a r t a

(Übersetzung)

Jakarta, 26. Juni 1989

Exzellenz!

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom
26. Juni 1989 zu bestätigen, die wie folgt lautet:

„Ich habe die Ehre (es folgt der weitere
Text der Übersetzung der österreichischen Note
ins Deutsche) den Ausdruck meiner vorzügli-
chen Hochachtung."
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Weiters habe ich die Ehre zu bestätigen, daß die
in Ihrer Note vorgeschlagene Änderung von meiner
Regierung angenommen wird, sowie zuzustimmen,
daß Ihre Note und diese Antwortnote ein Abkom-
men zwischen unseren beiden Regierungen darstel-
len, das am Tage dieser Antwortnote in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner vorzüglichen Hochachtung.

Jacob Piay
Amtierender Generaldirektor für Außenwirt-

schaftsbeziehungen

S. E.
Dr. Herben K r ö l l
Ao. u. bev. Botschafter
der Republik Österreich

J a k a r t a

Das Abkommen ist mit 26. Juni 1989 in Kraft getreten.

Vranitzky


